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Geſetz- Sammlung 
für die 


Koͤniglichen Preußiſchen Staaten. 


— Nr 16. —— 


Juhalt: Hinterlegungsordnung, S. 249. — Bekanntmachung der nach dem Geſetz vom 10. April 
1872 durch die Regierungs⸗ Amtsblätter publizirten landesherrlichen Erlaſſe, Urkunden ꝛc., S. 272. 


(Nr. 8636.) Hinterlegungsordnung. Vom 14. März 1879. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen at. 


verordnen, unter Zuſtimmung beider Häuſer des Landtages der Monarchie, 
was folgt: 


Erſter Abſchnitt. 
Hinterlegung von Geld, Werthpapieren und Koſtbarkeiten. 


Erſter Titel. 
Allgemeine Beſtimmungen. 


1. 
Für die Hinterlegung: 
1) von Geld, 
2) von Werthpapieren auf Inhaber, 
3) von Werthpapieren auf Namen, auf welche die Zahlung dem Inhaber 
geleiſtet werden kann, 
4) von Koſtbarkeiten 
werden als Hinterlegungsſtellen die Bezirksregierungen, in der Provinz Hannover 
die Finanzdirektion in Srmoner und die Landdroſteien in Lüneburg und Osna⸗ 
brück beſtimmt. 
Als Kaſſen der eee dienen die mee in 
den „ Landen die Landeskaſſe in Sigmaringen, in der Provinz 
Hannover die Bezirkshauptkaſſen. 


Außerdem wird in Berlin eine Behörde als Hinterlegungsſtelle für die 
Hinterlegung der im $. 1 bezeichneten Gegenſtände durch gemeinſchaftliche Anord⸗ 
nung des Finanzminiſters und des Juſtizminiſters beſtimmt. 
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Ausgegeben zu Berlin den 30. April 1879. 


$. 3. 

Die Bezirke der pen e find nach Gerichtsbezirken abzugrenzen. 

Die Beſtimmung der Bezirke erfolgt durch emeinſchaftliche nordnung 

des Finanzminiſters und des Juſti miniſters. Sie it durch dauernden Aushang 

an der Gerichtstafel der Amtsgerichte dieſes Bezirks und durch Einrückung in die 
innerhalb deſſelben erſcheinenden Amtsblätter bekannt zu machen. 


$. 4. 
Die Hinterlegungsſtellen ſind dem Finanzminiſter untergeordnet. 


§. 5. 

Die Annahme 1185 Hinterlegung, die Auszahlung hinterlegter Gelder und 
die Herausgabe von Werthpapieren und Koſtbarkeiten erfolgt auf Weiſung der 
Hinterlegungsſtelle. 

Die Weiſung tritt in den Landestheilen, in welchen nach den bisherigen 
Vorſchriften die Depoſitare durch Verfügung der Gerichte n zur 
Annahme und zur Auszahlung oder Herausgabe angewieſen werden, an Stelle 
dieſer Verfügung. 

$. 6. 
r 


Die nach den beſtehenden u begründete Zuſtändigkeit der Gerichte 
und anderer Behörden, zwiſchen den Betheiligten über die Berechtigung oder die 
Verpflichtung zur Hinterlegung oder über den Anſpruch auf Auszahlung oder 
Herausgabe zu entſcheiden, ſowie den Betheiligten gegenüber eine Hinterlegung 
oder die Auszahlung oder Herausgabe anzuordnen, wird durch die Beſtimmungen 
des $. 5 nicht berührt. 


Zweiter Titel. 
Hinterlegung von Geld. 


RI 
Das hinterlegte Geld geht in das Eigenthum des Staats über. 


§. 8. 
Die . haftet dem zum Empfang des Geldes Berechtigten für das 
Kapital zu dem hinterlegten Betrage und für die Zinſen. 


§. 9. 
Die Beſtimmung des Pro Er m „zu welchem das hinterlegte Geld ver- 
nt wird, erfolgt durch Königliche Verordnung. In gleicher Weiſe kann der 
eſtimmte Prozenkſatz für die Folgezeit erhöht oder herabgeſetzt werden. 


$. 10. 


Beträge unter dreißig Mark werden nicht verzinſt, höhere Beträge nur 
inſoweit, als ſie mit zehn heilbar ſind. 


| EN 


Der Lauf der Zinſen beginnt für alle innerhalb eines Monats bewirkten 
Hinterlegungen mit dem erſten Tage des nächſtfolgenden Monats, und hört in 
Anſehung des auszuzahlenden Betrages mit dem Ablauf des Monats auf, welcher 
der Benachrichtigung an den Berechtigten, daß die Kaſſe zur Auszahlung an⸗ 
gewieſen ſei, vorhergeht. 

Eine Verzinſung der Zinſen findet nicht ſtatt. 


11. 


Geld kann nur in Zahlungsmitteln hinterlegt werden, welche bei den 
Staatskaſſen in Zahlung anzunehmen ſind. 
Anderes als kaſſenmäßiges Geld ift jedoch anzunehmen, wenn der Schuldner, 
welcher durch die ee von einer Verbindlichkeit ſich befreien will, ſeiner 
Angabe nach die Verbindlichkeit durch Zahlung ſolchen Geldes erfüllen darf. 

In dieſem Fall iſt das nicht alen eld in kaſſenmäßiges wis 
ſetzen und die Staatskaſſe nur für den 
Betrag verhaftet. 


ei der Umſetzung als Reinerlös erlangten 


F. 12. 


Die Einzahlung zur Hinterlegung kann unmittelbar bei der Kaſſe oder 
mittels portofreier Einſendung durch die Poſt i 

Im Fall der Einſendung durch die Poſt gilt die Einzahlung erſt mit dem 
Eingang bei der Kaſſe als bewirkt. 


813. 
Für die Einzahlungen unmittelbar bei der Kaſſe kann die Hinterlegungs⸗ 
ſtelle beſtimmte Tage und Stunden feſtſetzen. Auf die Bekanntmachung der Feſt⸗ 
ſetzung findet die Vorſchrift des §. 3 Abſ. 2 entſprechende Anwendung. 
In dringenden Fällen iſt die Einzahlung während der gewöhnlichen Ge 
ſchäftsſtunden jederzeit zuzulaſſen. 8 


$. 14. 
Die Einzahlung oder Einfendung des Geldes kann ohne vorgängiges Ge⸗ 


ſuch erfolgen. Erfolgt fie ohne vorgängiges Geſuch, jo iſt eine ſchriftliche Er⸗ 
klärung in zwei Exemplaren bei der Einzahlung vorzulegen oder bei der Einſen⸗ 
dung gleichzeitig einzuſenden. 

Die Erklärung muß enthalten: 

1) Namen, Stand oder Gewerbe und Wohnort des Hinterlegers und, 
falls die Hinterlegung in deſſen Vertretung von einer anderen Perſon 
bewirkt wird, Namen, Stand oder Gewerbe und Wohnort dieſer Perſon; 

2) den Betrag des hinterlegten Geldes und, wenn anderes als kaſſenmäßiges 
Geld hinterlegt wird, die Angabe der Geldforten; 

3) die beſtimmte Angabe der Veranlaſſung zur Hinterlegung und, fofern 
die Rechtsangelegenheit, in welcher die Hinterlegung erfolgt, bei einer 
Behörde anhängig iſt, insbeſondere auch die Vage chung der Sache 
und der Behörde. 
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In der Erklärung iſt, ſoweit es thunlich, die Perſon, an welche der hinter⸗ 
RR Betrag ausgezahlt werden foll, nach Namen, Stand oder Gewerbe und 
ohnort zu bezeichnen. 8 15 


Ein vorgängiges Geſuch um die Annahme iſt bei der en n 
ſchriftlich einzureichen. Demſelben iſt die nach $. 14 erforderliche Erklärung in 
zwei Exemplaren beizufügen. 
er Geſuchſteller 0 binnen drei Tagen nach Eingang des Geſuchs zu 

benachrichtigen, daß die Kaſſe zur Annahme des ge angewieſen ſei, oder 
von dem der Annahme entgegenſtehenden Hinderniß in Kenntniß zu ſetzen. 

Die Benachrichtigung ie bei der Einzahlung vorzulegen oder bei Einſendung 
des Geldes in Urſchrift oder Abſchrift gleichzeitig einzuſenden. 


$. 16. 

Die Kaffe behält das eine Exemplar der Erklärung ($$. 14, 15) zurück und 
beſcheinigt auf dem anderen die El 0 f 

Die Beſcheinigung iſt, falls kaſſenmäßiges Geld unmittelbar bei der Kaſſe 
eingezahlt wird, ſofort zu ertheilen, dagegen in den Fällen: 

1) der Einſendung des Geldes durch die Poſt, 

2) der Einzahlung nicht kaſſenmäßigen Geldes 
dem Hinterleger oder dem, welcher in deſſen Vertretung die Hinterlegung bewirkt 
hat, ſpäteſtens binnen drei Tagen zuzuſenden. 

Im Fall des Abſ. 2 Nr. 2 iſt, ſofern die Einzahlung unmittelbar bei der 
Kaffe geſchieht, ein einſtweiliger Empfangsſchein ſofort zu ertheilen. 

$. 17. 

Die Gerichtsvollzieher ſind zuſtändig, die Aufgabe des Geldes zur Poſt zu 
beurkunden. 

Die Urkunde ſoll enthalten: 

1) die Angabe, zu welcher Zeit, unter welcher Adreſſe und bei welcher 

Poſtanftalt die Sendung aufgegeben iſt 

2) 85 „ der Art des Verſchluſſes und der Verpackung des 

eldes 

3) die Bezeichnung der Summe und der Gattungen deſſelben; 

4) eine Abſchrift der in Gemäßheit der $$. 14, 15 der Hinterlegungsſtelle 

eingeſandten Erklärung 

5) die Unterſchrift des Gerichtsvollziehers. 

Erfolgt die une des Geldes durch Einzahlung bei der Woft Ju Aus⸗ 
za Ne an die Hinterlegungskaſſe, ſo genügt an Stelle der unter Nr. 2, 3 vor⸗ 
geſchriebenen Bezeichnungen die Bezeichnung der Summe. 
$. 18. 
Im Geltungsbereich des e Rechts bleiben, unbeſchadet der Beſtim⸗ 
mungen der Reichsgeſetze und dieſes Geſetzes, die beſtehenden Vorſchriften über 
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das Verfahren bei Hinterlegungen, welche der Schuldner eines Geldbetrages be⸗ 
wirkt, um von ſeiner Verbindlichkeit ſich zu befreien (Art. 1257 des Bürgerlichen 
Geſetzbuchs), in Kraft. Daſſelbe gilt von den, den Artikel 1259 des Bürgerlichen 
Geſetzbuchs abändernden Vorſchriften des §. 7 des Geſetzes vom 24. Juni 1861 
(Geſetz⸗Samml. 1862 S. 1). 

Die von dem Gerichtsvollzieher nach Artikel 1259 des Bürgerlichen Geſetz⸗ 
buchs aufzunehmende Verhandlung in der erforderlichen Anzahl von bſchriften 
vertritt die im $. 14 vorgefchriebene Erklärung. 

Die Vorſchriften des §. 11 Nr. 1 des Geſetzes vom 24. Juni 1861 über 
die Auszahlung des hinterlegten Geldes an den Hinterleger bleiben in Kraft. 


$. 19. 


In den Geltungsbereichen des Allgemeinen Landrechts und des gemeinen 
8 finden auf Hinterlegungen, welche der Schuldner eines Geldbetrages be⸗ 
wirkt, um von ſeiner Verbindlichkeit ſich zu befreien, die nachſtehenden Beſtim⸗ 
mungen Anwendung. 

Für die Annahme des Geldes bedarf es keiner vorgängigen richterlichen 
Entſcheidung oder Anordnung. R 

In der nach F. 14 erforderlichen Erklärung muß der Gläubiger, für welchen 
die Hinterlegung erfolgt, bezeichnet werden. 

Die Wirkungen der rechtmäßig en Hinterlegung treten gegen den 
Gläubiger im Fall der Einſendung des Geldes durch die Poſt mit der Aufgabe 
deſſelben zur Poſt ein. 

Der Schuldner hat den Gläubiger von der een durch Mittheilun 
der Urſchrift oder einer beglaubigten Abſchrift der mit der Beſcheinigung der Saft 
verſehenen Erklärung ($. 16), ſoweit es thunlich, ſofort zu benachrichtigen. Bei 
Wan e er zum e e verpflichtet. 

Der Schuldner kann das hinterlegte Geld zurücknehmen, wenn er die Zurück⸗ 
nahme in der nach F. 14 erforderlichen Erklärung ſich ausdrücklich vorbehalten A 
Die Zurücknahme iſt nicht mehr zuläſſig, wenn der Hinterle ungsſtelle eine An⸗ 
nahmeerklärung des Gläubigers oder eine die Hinterlegung für rechtmäßig erklä⸗ 
rende rechtskräftige gerichtliche Entſcheidung vorgelegt worden iſt. 


2 


$. 20. 


Iſt der Hinterleger durch Entſcheidung oder 1 „der Ib he 
ä 
) 


Behörde zur Hinterlegung für berechtigt oder verpflichtet erklärt, jo darf die 
Annahme nicht auf Grund der Unzuläſſigkeit einer Hinterlegung abgelehnt werden. 
Die Entſcheidung oder Anordnung iſt der nach §. 14 erforderlichen Er⸗ 
klärung in Ausfertigung oder in Abſchrift beizufügen. Die Kaſſe behält das 
beigefügte Schriftſtück zurück. 
$. 21. 

Erſucht die für die Rechtsangelegenheit zuſtändige Behörde um Annahme 
eines in der elnnelegenheit zu hinterlegenden ee ſo findet die Vorſchrift 
des $. 20 Abſ. 1 Anwendung. 
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§. 22. i 
Das Geſuch um Auszahlung iſt bei der Hinterlegungsſtelle ſchriftlich ein⸗ 
a Demſelben iſt der Nachweis der Berechtigung zur Empfangnahme 
eizufügen. 
$. 23. 
Der Berechtigte iſt binnen zehn ze nach Eingang des Geſuchs zu be 
nachrichtigen, daß die Kaſſe zur Zahlung des Betrages an ihn angewieſen ſei, 
oder von dem der Auszahlung entgegenſtehenden Hinderniß in Kenntniß zu ſetzen. 


$. 24. 


Die Auszahlung von Beträgen, welche im Wege des Arreſtes gepfändet 
oder nach den bisherigen Vorſchriften mit Arreſt belegt ſind, findet nicht ſtatt, 
ſo lange der Arreſt 1 den betheiligten Parteien nicht beſeitigt iſt. 

Die vorſtehende Beſtimmung findet entſprechende Anwendung auf einſt⸗ 
weilige Verfügungen, ſowie auf die im Bezirk des Appellationsgerichtshofes in 
Cöln durch einen Gerichtsvollzieher zugeſtellten Einſprüche. 


$. 25. 


Innerhalb des Gebiets des Deutſchen Reichs geſchieht, wenn der Berech- 
tigte in dem Geſuche um Auszahlung es beantragt und ſoweit die Poſteinrich⸗ 
tungen es geſtatten, die Ueberſendung des Betrages durch die Poſt. Kann die 
e mittels einer Poſtanweiſung geſchehen, ſo iſt ſie auf dieſem Wege 
u bewirken. 

: Ueberfteigt der zu überſendende Betrag die Summe von dreitauſend Mark, 
p darf die eg eh durch die Poſt nur gefchehen, wenn die Unterſchrift 
es Berechtigten durch eine zur öffentlichen Beglaubigung von Unterſchriften 
uſtändige Behörde oder Urkundsperſon beglaubigt iſt. Der Aufnahme eines 
Protoko ls über die Beglaubigung und der Zugiehng von Zeugen bedarf es nicht. 

Die Koſten und die Gefahr der Ueberſendung trägt der Berechtigte. Der 
Betrag des Portos iſt von dem zu überſendenden Betrage zu kürzen. 

In die im $. 23 vorgeſchriebene Benachrichtigung ft eine Mittheilung über 
die Abſendung des Geldes aufzunehmen. 

Der Poſtſchein dient der Kaſſe als Rechnungsbeleg. 


$. 26. 

Hat der Empfangsberechtigte im Auslande feinen Wohnort oder Aufent⸗ 
Rn jo kann auf feinen Antrag die Ueberſendung des Betrages an ihn 
urch die Poſt nch hen „ſofern das den Antrag enthaltende Geſuch mindeſtens 
der Unterfchrift nach beglaubigt if. Ob im Fall der N oder der 
Aufnahme des 12 urch eine Behörde oder Urkundsperſon des Auslandes 
die Legaliſation zu erfordern iſt, hat die Hinterlegungsſtelle zu ermeſſen. 

Wird dem e entſprochen, ſo finden die 1 der drei letzten 
Abſätze des §. 25 und die Vorſchrift des F. 25 Abſ. 1 über die Ueberſendung 
mittels Poſtanweiſung entſprechende Anwendung. 
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$. 27. 


Findet die Ueberſendung durch die Poſt nicht ſtatt, fo erfolgt die Aus⸗ 
Nen ſofern nicht beſondere Umſtände die Auszahlung unmittelbar bei der 
aſſe begründen, bei einer dem Wohnort des Empfängers nahe en oder 
einer ſonſtigen in dem Geſuch zu bezeichnenden Hinterlegungskaſſe oder dar wege 
In der im F. 23 vorgeſchriebenen Benachrichtigung iſt die Kaffe, bei welcher 

die Auszahlung erfolgen ſoll, zu bezeichnen. 


§. 28. 


Die Hinterlegungsſtelle iſt zur Berückſichtigung einer durch Heirath des 
Berechtigten, durch Abtretung der a oder ee ſonſtige Umſtände ein- 
are Aenderung in der Empfangsberechtigung nur verpflichtet, ſofern ihr 
ie Aenderung von einem Betheiligten ſchriftich angezeigt iſt. 


$. 29. 


Wenn die Hinterlegungsſtelle von einem der Auszahlung entgegenſtehenden 
Hinderniß erſt nach Abgang des geile zur Auszahlung an eine andere 
Hinterlegungskaſſe oder an eine Spezialkaſſe in Kenntniß geſetzt wird, ſo kann 
die Staatskaſſe nicht aus dem Grunde in Anſpruch genommen werden, weil 
bei der in Gemäßheit des Auftrages bewirkten Auszahlung das Hinderniß nicht 
berückſichtigt worden iſt. 5 

Der Auftrag ift jedoch für den Fall, daß derſelbe noch nicht ausgeführt 
ſein ſollte, zurückzunehmen. 

$. 30. 


Das Geſuch um Auszahlung darf, unbeſchadet der Vorſchrift des §. 24, 
nicht zurückgewieſen werden: | 
J) wenn durch rechtskräftige Entſcheidung die Berechtigung zur Empfang⸗ 
nahme feſtgeſtellt oder die Auszahlung von der digen Behörde 
angeordnet ift; 
2) wenn der Antrag auf eine von der zuftändigen Behörde auf die Hinter⸗ 
legungsſtelle ausgeſtellte Anweiſung fi) gründet; 
3) wenn die Auszahlung durch Erklärung ſämmtlicher Betheiligten be 
willigt iſt. 
$. 31. 


Erſucht die für die Rechtsangelegenheit zuftändige Behörde um Auszahlun 
des 5 Geldes an ſie Felt oder an eine 10 dem Erſuchen e 
Perſon, ſo darf das Erſuchen nicht abgelehnt werden. 5 

Wenn gegen die Aus 5 ein Hinderniß ſich ergiebt, ſo iſt daſſelbe 
unter Ausſetzung der Auszahlung der erſuchenden 1500 ur mitzutheilen. Dem 
weiteren Erſuchen, die Auszahlung ungeachtet des Hinderniſſes zu bewirken, hat 
die Hinterlegungsſtelle zu genügen. 
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$. 32. 


Iſt Hinterlegtes Geld nach Maßgabe der vorſtehenden Beſtimmungen aus⸗ 
gezahlt, ſo kann die Staatskaſſe auf Grund eines beſſeren Rechts zum Empfang 
nicht in Anſpruch genommen werden. 


$. 33. 


Wird die Verwaltung eines Vermögens oder eines Vermögensſtücks unter 
Aufſicht eines Gerichts oder einer ſonſtigen öffentlichen Behörde geführt, ſo kann 
die Hinterlegungsſtelle die Auszahlung hinterlegten Geldes an den Verwalter 
(Vormund, Pfleger, Kurator, Konkursverwalter) von der Beibringung einer 
Beſcheinigung der Aufſichtsbehörde über die Legitimation des Verwalters jur 
Empfangnahme abhängig machen. Die 3 um. ift nach dem Ermeſſen der 
Aufſichtsbehörde für die Dauer des Amts des Verwalters ein⸗ für allemal oder 
für den einzelnen Fall zu ertheilen. 

Die Beibringung der Beſcheinigung iſt nicht zu verlangen: 

1) wenn die Aufſichtsbehörde die Empfangnahme durch den Verwalter 

genehmigt; 

2) bei Auszahlung an einen Vormund (Pfleger): 

a) wenn der Gegenvormund die Empfangnahme genehmigt, 

b) wenn aus der vorgelegten Beſtallung ſich ergiebt, daß der Vor⸗ 
mund zur Einziehung von Kapitalien der Genehmigung eines 
Gegenvormundes nicht bedarf, 

e) wenn die Ausfertigung eines die Empfangnahme durch den Vor⸗ 
mund genehmigenden Beſchluſſes des Familienraths vorgelegt wird; 

3) bei Auszahlung an den Verwalter eines nach dem Inkrafttreten der 

Deutſchen Konkursordnung eröffneten Konkursverfahrens, wenn das 
Konkursgericht beſcheinigt, daß ein Gläubigerausſchuß nicht beſtellt ift. 

Iſt die im erſten Abſatz bezeichnete Beſcheinigung beigebracht oder nach den 
Vorſchriften des zweiten Abſatzes nicht zu verlangen, h kann die Staatskaſſe auf 
Grund eines Mangels der Legitimation des Verwalters zum Empfang des ihm 
ausgezahlten Geldes nicht in Anſpruch genommen werden. 


$. 34. 


Im Geltungsbereich des Rheiniſchen Rechts muß bei Zahlungen an kollo⸗ 
zirte Gläubiger die Quittung und die Einwilligung in die Löſchung der Eintra⸗ 
gung notariell ertheilt werden. 


$. 35. 


Die Gebühr des Gerichtsvollziehers für die Beurkundung der Aufgabe des 
Geldes zur Poſt ($. 17) beträgt achtzig Pfennig. Die Urkunde unterliegt, wenn 
der Betrag des Geldes die Summe von hundertundfünfzig Mark erreicht, einer 
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des F. 25 Abi. 2 empelfrei. Geſchieht die Beglaubigung gerichtlich oder 
nt, ſo iſt für dieſelbe eine Gebühr von drei Mart N 


Dritter Titel. 
Hinterlegung von Werthpapieren und Koſtbarkeiten. 


F. 36. 


Werthpapiere und Koſtbarkeiten werden unverändert verwahrt. 
Münzen und Werthzeichen können als Koſtbarkeiten hinterlegt werden. 


§. 37. 

Werthpapiere auf Inhaber werden durch die Hinterlegungsſtelle nur auf 
Antrag des Hinterlegers außer Kurs geſetzt. N die Außerkursſetzung durch die 
Hinterlegungsſtelle erfolgt, jo hat dieſelbe vor der Herausgabe die Wiederinkurs⸗ 
ſetzung zu bewirken. 8 38 


Die Hinterlegungskaſſe iſt nicht verpflichtet: 
1) die Auslooſung oder Kündigung der Werthpapiere zu überwachen; 


2) für die Einziehung neuer Zins⸗ oder Dividendenſcheine oder der Beträge 
fälliger Zins⸗ oder Dividendenſcheine von Amtswegen zu ſorgen. 


$. 39. 

Auf das Verfahren finden die Vorſchriften der $$. 12 bis 17, 19 bis 33, 35 
entſprechende Anwendung, ſoweit nicht Abweichungen aus den Beſtimmungen 
dieſes Titels ſich ergeben. 

Die Vorſchriften des Artikels 1264 des Rheiniſchen Bürgerlichen Geſetzbuchs 
werden durch die Beſtimmungen dieſes Titels nicht berührt. 


F. 40. 
Die 2 $. 14 erforderliche Erklärung muß an Stelle der in Nr. 2 vor⸗ 
geſchriebenen Angaben enthalten: N 
1) bei Hinterlegung von Werthpapieren: 
a) die Bezeichnung der Werthpapiere nach Gattung, Nummern und 


Nennbetrag, ſowie nach den etwaigen ſonſtigen Unterſcheidungs⸗ 
merkmalen; 


b) falls mit den Werthpapieren die zu denſelben gehörigen Talons 


oder Zins⸗ oder Dividendenſcheine hinterlegt werden, die hierauf 
bezüglichen Angaben / 
e) falls Talons oder Zins⸗ oder Dividendenfcheine zu Werthpapieren 
hinterlegt werden, welche bei der Kaffe ſich bereits in Verwahrung 
Gef. Samml. 1879. (Nr. 8636.) 38 | 
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befinden, eine Bezugnahme auf die in Betreff der Werthpapiere 
ſelbſt vorgelegte Erklärung; 
2) bei Hinterlegung von Koſtbarkeiten die Bezeichnung derſelben nach Gat⸗ 
tung und Stoff, ſowie nach den etwaigen ſonſtigen Unterſcheidungs⸗ 
merkmalen und beſonderen Eigenſchaften. 


§. 41. 


Wenn Werthpapiere an einem Hinterlegungstage unmittelbar der Kaſſe 
übergeben werden, ſo iſt ein einſtweiliger Empfangsſchein ſofort zu ertheilen und 
die im F. 16 vorgeſchriebene Beſcheinigung dem Hinterleger oder dem, welcher in 
deſſen Vertretung die Hinterlegung bewirkt hat, binnen drei Tagen nach der 
Uebergabe zuzuſenden. 


$. 42. 


Koſtbarkeiten kann die Hinterlegungsſtelle durch einen Sachverſtändigen ab- 
en a behufs der Feſtſtellung ihrer Beſchaffenheit und ihres Zuſtandes be⸗ 
ichtigen laſſen. 

0 Der Beſcheinigung über die erfolgte Hin der Def iſt eine Abſchrift des 
Gutachtens beizufügen und, daß dies geſchehen, in der Beſcheinigung zu vermerken. 

Die durch die Abſchätzung oder Beſichtigung veranlaßten Koſten hat der 
Hinterleger zu tragen. PN. 

Die Einziehung der Koſten gefchieht in dem für die Beitreibung der öffent- 
lichen 0 8 vorgeſchriebenen Verfahren. Vor Erſtattung derſelben kann die 
Herausgabe der hinterlegten Sache nicht beanſprucht werden. 


§. 43. 

Die Vorſchriften des §. 25 Abſ. 2 finden auf die Ueberfendung von 
Werthpapieren und Koſtbarkeiten an den Berechtigten Anwendung, wenn der 
Werth des zu überſendenden Gegenſtandes den Betrag von dreitauſend Mark 
überſteigt. 

Der Werth von Koſtbarkeiten, deren Abſchätzung ſtattgefunden hat, beſtimmt 
ſich nach dem Ergebniß der Abſchätzung. Im Uebrigen tritt die Schätzung der 
Hinterlegungskaſſe ein. Bei Werthpapieren, welche einen Börſenpreis haben, iſt 
der Kurswerth der Schätzung zu Grunde zu legen. 


F. 44. 

Die zum Zweck der Herausgabe an den Berechtigten erfolgende Ueberſendung 
von Werthpapieren und Koſtbarkeiten an die Kaſſe einer anderen Hinterlegungs⸗ 
ſtelle oder an eine Spezialkaſſe geſchieht auf Koſten und Gefahr des Berechtigten 
durch die Poſt. 

$. 45. 

Zur Deckung der Koſten einer Ueberſendung durch die Poſt kann ein Vor⸗ 
ſchuß verlangt und von der Leiſtung deſſelben die! u abhängi n 
in Auf die Koſten finden die Vorſchriften im letzten Abſatz des 9 2 An⸗ 
wendung. 


| 
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X: $. 46. 

Die Vorſchriften des $. 33 Abſ. 1, 2 finden auf die Herausgabe von 
a wre oder Koſtbarkeiten an einen Vormund Guede keine Anwendung. 
Die Genehmigung des Vormundſchaftsgerichts oder des Gegenvormundes iſt 
nicht erforderlich. 
$. 47. 


Auf das Verfahren bei 5 von Werthpapieren und Koſtbarkeiten, 
welche in Gemäßheit des $. 60 Abſ. 1 der Vormundſchaftsordnung auf Anord⸗ 
nung des Vormundſchaftsgerichts in Verwahrung genommen werden ſollen, kom⸗ 
men, ſofern nicht eine vorläufige Verwahrung ($. 74 Nr. 2) oder die Hinter⸗ 
legung bei der Reichsbank geſchieht, die beſonderen Vorſchriften der $$. 48 bis 51 
zur Anwendung. N 

§. 48. 


Die Hinterlegung geſchieht auf Grund einer dem Vormunde (Pfleger) von 
dem Vormundſchaftsgericht zu ertheilenden Anweiſung. s 


$. 49. 


Die Anweiſung muß außer den in dem F. 40 Nr. 1, 2 vorgeſchriebenen 
Angaben enthalten: 

1) den Namen, Stand oder Gewerbe und Wohnort des Vormundes 

2) den Namen, Wohnort und, ſoweit es thunlich, das Alter und den 
Stand oder das Gewerbe des Mündels oder die Bezeichnung der An⸗ 
gelegenheit, in welcher die Hinterlegung erfolgen ſoll / 

3) die Angabe des Grundes, aus welchem die Vormundſchaft eingeleitet 
worden ift; 

4) die Bezeichnung der Hinterlegungsſtelle, bei welcher die Hinterlegung 
erfolgen ſoll. 

$. 50. 


Bei der a a zur Hinterlegung iſt die Anweiſung nebſt einer Ab⸗ 

bort derſelben vorzulegen oder mit den zu hinterlegenden Gegenſtänden einzuſen⸗ 

en. Die Kaffe behält die Abſchrift zurück und beſcheinigt auf der Anweiſung 

die erfolgte Hinterlegung. 
g $. 51. 

Zur Herausgabe an den Vormund bedarf es der Genehmigung des Vor⸗ 
mundſchaftsgerichts. 

$. 52. 

Im Fall des 1 Abſatz 3 der Vormundſchaftsordnung bedarf es für die 
Hinterlegung keiner Mitwirkung des Vormundſchaftsgerichts. Es genügt die Be⸗ 
obachtung der Vorſchriften der $$. 14, 15, 40 dieſes Sr 
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Dierter Titel. 
Einſtellung der Verzinſung und Aufgebot. 


828. 
Die Verzinſung hinterlegten Geldes ift mit dem Ablauf von zehn Jahren, 
vom Beginn der Verzinſung an gerechnet, einzuftellen. 


§. 54. 


Wenn ein Betheiligter vor Ablauf der Friſt unter dem Nachweis der Fort⸗ 
dauer der Veranlaſſung zur Hinterlegung die Fortſetzung der Verzinſung beantragt, 
jo beginnt die Einstellung der Verzinſung erſt mit dem Ablauf von zehn Jahren, 
vom Ende des Monats an gerechnet, in welchem das den Antrag enthaltende Ge⸗ 
ſuch bei der Hinterlegungsſtelle angebracht iſt. 


§. 55. 
Wird nach Einſtellung der Br ein den Vorſchriften des §. 54 ent⸗ 
ſprechendes Geſuch bei der Hinterlegungsſtelle angebracht, ſo tritt die erzinſung 
mit dem erſten Tage des nächſtfolgenden Monats wieder ein. 


$. 56. 


Im Fall der Zurückweiſung eines . um Auszahlung des Geldes finden 
in Anſehung der Fortfegung der Verzinſung die $$. 54, 55 entſprechende Anwen⸗ 
dung, wenn anzunehmen il, daß zur Zeit der Anbringung des Geſuchs die Ver⸗ 
anlaffung zur 1 noch fortdauerte. N 


$. 57. 


Späteſtens zwei Wochen vor Beginn jedes Kalendervierteljahres ift ein 
Verzeichniß der Maſſen, bei welchen im Lauf des Vierteljahres die Einſtellung 
der Penn bevorſteht, durch Anheftung an die Gerichtstafel der Amtsgerichte 
im Bezirk der Hinterlegungsſtelle und durch 1 Einrückung in den An⸗ 
ah der innerhalb dises Bezirks erſcheinenden Amtsblätter öffentlich bekannt zu 
machen. 

In das Verzeichniß find die im $. 14 Abſ. 2 Nr. 1, 2, Abſ. 3, 20 19 Abſ. 3 
bezeichneten Angaben, ſowie der weſentliche Inhalt der im $. 14 Abſ. 2 Nr. 3 
ac Angabe aufzunehmen. Die Angabe des Vertreters des Hinterlegers 
($. 14 Abſ. 2 Nr. 1) iſt nicht erforderlich. 

Die anzuheftenden Verzeichniſſe ſind vor Ablauf von drei Monaten ſeit der 
Anheftung von dem Orte derſelben nicht zu entfernen. 


$. 58. 
Hat binnen zwanzig Jahren nach der Een oder nach der letzten Ein⸗ 
Bellung der Derainhung die Auszahlung des Geldes nicht ftattgefunden, jo können 
ie Betheiligten im gerichtlichen Aufgebotsverfahren zur Anmeldung ihrer An 
ſprüche aufgefordert werden. 
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5. 50. 
Für das 1. ien s iſt das Amtsgericht zuſtändig, in deſſen Bezirk die 


Hinterlegungsſtelle ihren Sitz hat. 
$. 60. 
Zu dem Antrage auf Erlaß des Aufgebots iſt die Hinterlegungsſtelle 
berechtigt. s 
61. 


Zur Begründung des Antrages ſind beizubringen: 
1) die Urſchrift oder eine Abſchrift der bei der Hinterlegung vorgelegten 
rklärung 

2) ein Zeugniß der Behörde über den Tag, an welchem die Hinterlegun 
des Geldes bewirkt, ſowie über den Tag, mit welchem die Beginfüng 
des Geldes eingeſtellt oder zuletzt eingeſtellt worden ift; 

3) die bei der Hinterlegungsſtelle angebrachten Geſuche um Fortſetzung der 
— 7 oder um Auszahlung des Geldes oder ein Seugniß der 
Behörde, daß ſolche Geſuche nicht angebracht ſind. 


6. 62. 


Als Rechtsnachtheil iſt anzudrohen, daß die Ausſchließung der Betheiligten 
mit ihren Ae die Staatskaſſe erfolgen werde. ö N 


$. 63. 


Die Vorſchriften der $$. 58 bis 62 finden auf Geld, deſſen Betrag die 
Summe von dreißig Mark nicht erreicht, ſowie auf . und Koſtbar⸗ 
keiten entſprechende Anwendung, ſoweit nicht aus den nachfolgenden Beſtimmungen 
ſich Abweichungen ergeben. 

$. 64. 


Der Erlaß des 1 kann beantragt werden mit Ablauf von dreißig 
Jahren, vom Ende des Monats an gerechnet, in welchem die Hinterlegung 
bewirkt iſt. 8 65 


Wenn ein Betheiligter vor Ablauf der Friſt unter dem Nachweis der 
ee der Veranlaſſung zur Hinterlegung die Fortſetzung der Verwahrun 
eantragt, ſo iſt der 9 auf Erlaß des Aufgebots erſt auläffig mit Ablauf 
von zwanzig Jahren, vom Ende des Monats an gerechnet, in welchem das den 
Antrag auf Fortſetzung der Verwahrung enthaltende Geſuch bei der Hinter⸗ 
legungsſtelle angebracht iſt. Vor Ablauf der im $. 64 beſtimmten Friſt iſt der 
ntrag auf Erlaß des Aufgebots nicht zuläſſig. 


$. 66. 


Im Fall der Anbringung eines Geſuchs um Herausgabe von Zins⸗ oder 
Dividendenſcheinen oder von Talons hinterlegter Werthpapiere, ſowie im Sal der 
Zurückweiſung eines Geſuchs um Auszahlung hinterlegten Geldes ($. 63) oder 

(Nr. 8636.) 
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um Herausgabe hinterlegter Werthpapiere oder Koſtbarkeiten finden die Vor⸗ 


ſchriften des §. 65 entſprechende Anwendung, wenn anzunehmen iſt, daß 55 Zeit 
der Anbringung des Geſuchs die Veranlaſſung zur Hinterlegung noch fortdauerte. 


$. 67. 

Die Vorſchriften der $$. 64 bis 66 finden keine Anwendung, wenn die 
Hinterlegung erfolgt iſt: 

1) nach Inhalt der bei derſelben a Erklärung oder Anweiſung 

auf Grund des F. 60 Abſ. 1 oder Abſ. 3 der Vormundſchaftsordnung 

2) auf Erſuchen der Aufſichtsbehörde in einer Familienfideikommiß⸗, Lehens⸗ 

oder Stiftungsſache. 

Der Erlaß des Aufgebots kann in dieſen Fällen beantragt werden mit 
Ablauf von zwanzig Jahren, vom Ende des Monats an gerechnet, in welchem 
die Vormundſchaft oder Pflegſchaft, oder die Eigenſchaft es Gegenſtandes als 
1 des Familienfideikommiſſes, des Lehens oder der Stiftung auf— 
gehört hat. 


$. 68. 

Bei Werthpapieren und Koſtbarkeiten iſt als Rechtsnachtheil anzudrohen, 
daß die Ausſchließung der Betheiligten mit ihren Anſprüchen gegen die Staats⸗ 
kaſſe und mit ihren Rechten an den Gegenſtänden erfolgen werde. 

$. 69. 


Mit der Verkündung des Ausſchlußurtheils erlangt die Staatskaſſe die Be⸗ 
fugniß zur freien Verfügung über die Gegenſtände. 


Zweiter Abſchnitt. 
Vorlaͤufige Verwahrung bei den Amtsgerichten. 


$. 70. 
Die im F. 1 bezeichneten Gegenſtände können bei den Amtsgerichten in 
vorläufige Verwahrung genommen werden. 
$. 71. 
Die Annahme zur vorläufigen Verwahrung und die Herausgabe aus der⸗ 
ſelben erfolgt auf Anordnung des Amtsgerichts. 
§. 72. 

Die vorläufige Verwahrung bei den Amtsgerichten hat in dem Verhältniß 
zwiſchen den Betheiligten die Wirkungen einer Hinterlegung. f 
$. 73. 

Die vorläufige Verwahrung iſt nur in dringenden Fällen zuläſſig. 
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$. 74. 

Eine Dringlichkeit iſt ſtets als vorhanden anzuſehen: 

1) wenn das Gericht den Gegenſtand von Amtswegen in ſeinen Gewahrſam 
zu nehmen hat; 

2) wenn eine Hinterlegung in Gemäßheit des F. 60 Abſ. 1 oder 3 der 
Vormundſchaftsordnung erfolgt und der Vormund die vorläufige Ver⸗ 
wahrung verlangt; 

3) wenn von der Hinterlegung abhängt: 

a) die Vollſtreckbarkeit einer Entfcheidung ; 

b) der Beginn, die Fortſetzung, die einſtweilige Einſtellung, die Ein- 
ſtellung, die Beſchränkung oder die Abwendung einer Zwangsvoll⸗ 
ſtreckung; 

e) die Aufhebung einer erfolgten Vollſtreckungsmaßregel ); 

d) die Anordnung, Vollziehung, Beſtätigung, Abänderung oder Auf— 
hebung eines Arreſtes, einer einſtweiligen Verfügung oder einer 
ſonſtigen Sicherheitsmaßregel,; 

e) die Freilaſſung des Angeſchuldigten; 

) der Aufſchub der Strafvollſtreckung. 


$. 75. 


Im Falle des $. 74 Nr. iſt, wenn die Abſendung des Gegenſtandes an 
die Hinterlegungsſtelle nicht ſofort bewirkt wird, die vorläufige Verwahrung von 
Amtswegen anzuordnen. 

In den übrigen Fällen kommen, unbeſchadet der Befugniß des Hinter⸗ 
legers, die Hinterlegung bei der Hinterlegungsſtelle zu bewirken, die Vorschriften 
der $6. 76 bis 78 zur Anwendung. 


$. 76. 


Die Verwahrung erfolgt: 

1) in Civilprozeßſachen bei dem Amtsgericht, welches als Vollſtreckungs⸗ 
ericht zuſtändig iſt, oder in 5 eines Vollſtreckungsgerichts 
ei dem Amtsgericht, welches die Entſcheidung erlaſſen hat, oder in 
deſſen Bezirk das Gericht, von welchem die Entſcheidung erlaſſen iſt, 
ſeinen Sitz hat; 

2) in Strafprozeßſachen bei dem Amtsgericht, welches die Entſcheidun 
erlaſſen hat, oder in deſſen Bezirk die Behörde, von welcher die Ent, 
ſcheidung erlaſſen ift, ihren Sitz hat; 

3) in anderen als den unter Nr. 1, 2 e Angelegenheiten bei 
dem Amtsgericht, welches für die Angelegenheiten zuſtändig iſt, oder 
in de ezirk das für die Angelegenheit zuſtändige Gericht feinen 
Sitz hat 

(Nr. 8636.) 
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In den Fällen der Nr. 1, 2 kann in dem die Entſcheidung den 
Urtheil oder 1 oder durch eine nachträgliche Anordnung ein anderes als 
das unter Nr. 1, 2 bezeichnete Amtsgericht für die Annahme zur vorläufigen Ver⸗ 
wahrung beſtimmt werden. 


$. 77. 


Das Geſuch um die Annahme iſt ſchriftlich in zwei Exemplaren einzureichen 
oder zum Protokoll des Gerichtsſchreibers anzubringen. Dasselbe muß eine den 
Vorſchriften des §. 14 Abſ. 2, 3 oder des F. 40 entſprechende Erklärung ent⸗ 
halten. Wird die Annahme auf Grund einer Entſcheidung oder Anordnung der 
für die Rechtsangelegenheit zuſtändigen Behörde beantragt, ſo iſt eine Ausferti⸗ 
ung oder Abſchrift der Entſcheidung oder l beizufügen. Im Falle 
es 5. 19 Abſ. 1 finden die Vorſchriften des §. 19 Abſ. 3, 5, 6 entſprechende 
Anwendung. N 


$. 78. 


Ueber die Annahme iſt auf dem einen Exemplar des Geſuchs oder auf 
einer Abſchrift des Protokolls ſofort eine Beſcheinigung zu ertheilen. 

Die a e i iſt von dem Amtsrichter und dem Gerichtsſchreiber zu 
unterſchreiben und mit dem Gerichtsſiegel zu verſehen. 


$. 79. 


Die vorläufig zu verwahrenden Gegenſtände werden unter gemeinſchaftlichem 
Verſchluß des Amtsrichters und des Gerichtsſchreibers aufbewahrt. Die An⸗ 
nahme und die Herausgabe iſt von dem Amtsrichter und dem Geri 17 8 
emeinſchaftlich a bewirken. Bei der Buchführung ſind die Vermerke über die 
eee und die Herausgabe von dem Amtsrichter und dem Gerichtsſchreiber 
zu unterſchreiben. 


$. 80. 


Bei den Amtsgerichten, welche der Juſtizminiſter bezeichnet, können die 
durch die Vorſchriften der N 78 und 79 dem Amtsrichter und dem Gerichts- 
ſchreiber übertragenen Geſchäfte zwei Gerichtsſchreibern übertragen werden. 


H. 81. 
Geld wird ohne Vermiſchung mit anderem Gelde aufbewahrt. 


$. 82. 


Das Amtsgericht kann die Hinterlegung der Gegenſtände bei der Hinter- 
legungsſtelle jederzeit bewirken. 5 

Es hat dieſelbe zu bewirken, wenn nach ſeinem Ermeſſen anzunehmen iſt, 
daß die Herausgabe nicht binnen ſechs Wochen erfolgen werde. 


8 


$. 83. 

Der Sendung an die Hinterlegungsſtelle iſt beizufügen: 

1) im Falle des F. 74 Nr. 1 eine in Gemäßheit der Vorſchriften des $. 14 
Abſ. 2, 3 oder des F. 40 aufzuſtellende Erklärung ſowie, falls es ſach⸗ 

emäß erſcheint, eine Abſchrift der Entſcheidung oder Anordnung, auf 
rund deren die Hinterlegung erfolgt , 

2) in den übrigen Fällen das zurückbehaltene Exemplar des Geſuchs oder 
das Protokoll unter Beifügung der Ausfertigung oder Abſchrift der 
Entſcheidung oder Anordnung. 

Die Ueberſendung erfolgt auf Koſten und Gefahr der Betheiligten. Eine 

Kürzung des Portos von dem zu überſendenden Betrage findet nicht ſtatt. 


$. 84. 


Der in der Erklärung als eg oder als Vertreter des Hinterlegers 
bezeichneten Perſon iſt eine Beſcheinigung über die erfolgte Hinterlegung zu 
heilen. Eine Abſchrift der Beſcheinigung iſt dem Amtsgericht mitzutheilen. 


$. 85. 


Geſchieht die Herausgabe aus der vorläufigen Verwahrung an den Em⸗ 
pfangsberechtigten durch das Amtsgericht, ſo erfolgt ſie unmittelbar bei demſelben 
oder unter ee Anwendung der $$. 25, 26, 43, 45 mittels Ueberſen⸗ 
dung durch die Poſt. 

$. 86. 

Gegen den Beſchluß, durch welchen die Annahme zur vorläufigen Verwah⸗ 
rung oder die Herausgabe aus derſelben abgelehnt wird, findet die Beſchwerde 
nach Maßgabe der $$. 532 bis 538 der Deutſchen Civilprozeßordnung ſtatt. 


Dritter Abſchnitt. 
Hinterlegung der zur Annahme bei den Hinterlegungsſtellen nicht 
geeigneten Gegenſtaͤnde. 
$. 87. 


Für die gerichtliche Anordnung der Hinterlegung anderer als der im $. 1 
bezeichneten Gegenſtände und für das weitere Verfähren ſind in Angelegenheiten, 
welche zu der ſtreitigen Gerichtsbarkeit nicht gehören, die Amtsgerichte zuſtändig. 

$. 88. 
Wird in Gemäßheit der Vorſchrift des §. 87 die Hinterlegung von Werth⸗ 


papieren auf Namen, auf welche die Zahlung nicht N geleiſtet werden 
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kann, angeordnet, fo kann das Amtsgericht die Gerichtsſchreiberei mit der Ver⸗ 
wahrung der Papiere beauftragen. 


$. 89. 


Soweit nach den beſtehenden Vorſchriften die gerichtliche Verwahrung letzt⸗ 
williger Verfügungen ſtattfindet, erfolgt die Verwahrung bei den Amtsgerichten. 

Auf das Verfahren finden die Beſtimmungen der % 71, 79 entſprechende 
Anwendung. 


Vierter Abſchnitt. 
Schlußbeſtimmungen. 


$. 90. 


b Die Vorſchriften des $. 20 des Ausführungsgeſetzes zum Deutſchen Gerichts- 
verfaſſungsgeſetz über die Beſtimmung des ört 1 Gerichtsſtandes durch das 
Oberlandesgericht oder den Juſtizminiſter finden in den durch dieſes Geſetz den 
Amtsgerichten zugewieſenen Angelegenheiten entſprechende Anwendung. 


$. 91. 


Für die Verhandlung und Entſcheidung über die Rechtsmittel in den durch 
dieſes Geſetz den Amtsgerichten zugewieſenen Angelegenheiten ſind die Landgerichte 
1 Die Vorſchriften des $. 42, des $. 40 Abſ. 2 und der §F. 51 bis 57 

es Ausführungsgeſetzes zum Deutſchen Gerichtsverfaſſungsgeſetz finden entſprechende 
Anwendung. 
$. 92. 


Die Hauptdepoſitenkaſſe in Caſſel, die Depoſitenkaſſe in Cöln und die bei 
den Gerichten beſtehenden Depoſitorien werden En 

Die Hinterlegung gerichtlicher Depofiten bei der kommunalſtändiſchen Spar- 
1 0 zu Wiesbaden und bei dem ſtädtiſchen Rechneiamt in Frankfurt am Main 
findet nicht mehr ſtatt. 


$. 93. 


Die Hinterlegungsſtellen (§§. 1, 2) treten für die Hinterlegung (Depofition 

Niederlegung, Verwahrung) der im 5. 1 bezeichneten Ge enftände, de 
nach geſetzlicher Vorſchrift bei Gericht oder bei einer 47 5 5 zur Annahme von 
Oepoſtten beſtimmten oder ermächtigten Behörde, Anſtalt oder Kaffe zu geſchehen 
hat, an Stelle der Gerichte, ſowie jener Behörden, Anſtalten oder Kaſſen. 

K. Durch die vorſtehende Beſtimmung bleiben unberührt: 

15 1) die Vorſchriften, durch welche für die Hinterlegung in Abweichun 
von den allgemeinen Vorſchriften eine beſondere Antenne 5 
gelaſſen iſt / 

2) die Vorſchriften des zweiten Abſchnitts dieſes Geſetzes. 
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$. 94. 


Die Abſonderung des unter dem Namen Hinterlegungsfonds beſtehenden 
Fonds, ſowie der Fonds der Hauptdepoſitenkaſſe in Caſſel und der Depoſitenkaſſe 
in Cöln von dem übrigen Staatsvermögen wird aufgehoben. 

„Eine Trennung der Verwaltung dieſer Fonds von der Verwaltung des 
übrigen Staatsvermögens findet nicht mehr ſtatt. 


$. 95. 


Das in den gerichtlichen Depoſitorien der Bezirke der Appellationsgerichte 
in Caſſel, Celle und Kiel, ſowie das in Verwahrung der Gerichtsbehörden im 
Bezirk des Appellationsgerichts in Frankfurt am Main und in vorläufiger Ver⸗ 
N (Aſſervation) der Gerichtsbehörden im Geltungsbereich der Verordnung 
vom 2. Januar 1849 befindliche Geld iſt an die Hinterlegungsſtellen abzugeben. 

Iſt nach Ermeſſen des Gerichts anzunehmen, daß die Herausgabe binnen 
ſechs Wochen erfolgen werde, ſo kann das Geld zur vorläufigen Verwahrung an 
das Amtsgericht abgegeben werden 

Im Falle der Abgabe an die Hinterlegungsſtelle geht das Geld, ſoweit 
nicht die hinterlegten Münzen oder Werthzeichen als Koſtbarkeiten aufzubewahren 
ſind, in das Eigenthum des Staats über. 


$. 96. 


Die bei den im F. 94 bezeichneten Fonds vorhandenen Beſtände, ſowie die 
im F. 95 Abſ. 3 nie Gelder find zur Beſtreitung ſolcher Ausgaben zu 
verwenden, zu deren Deckung durch beſondere Geſetze die Aufnahme von Anleihen 
an ift, foweit letztere noch nicht begeben find. Der Finanzminiſter wird 
ermächtigt, au diefem Zwecke die nicht in baarem Gelde vorhandenen Beſtände 
der bezeichneten Fonds nach Bedarf flüſſig zu machen. 

n Höhe der hiernach verfügbar gewordenen Beträge wird die durch jene 
beſonderen Geſetze dem Finanzminiſter ertheilte Ermächtigung zur Ausgabe von 
Schuldverſchreibungen außer Kraft geſetzt. Die Verwendung der a u dem 
im Abſatz 1 beſtimmten Zwecke unterliegt der Kontrole der Staa Schulden⸗ 
verwaltung. 

Ueber die erfolgte Verwendung iſt dem Landtage alljährlich Rechenſchaft 
in geben. Die Einnahmen ſowie die Ausgaben an hinterlegten Geldern, ſowie 
ie Einnahmen und Ausgaben an Zinſen FR im Etat erſichtlich zu machen. 


$. 97. 


Die bei der Hauptdepoſitenkaſſe in Caſſel, bei den gerichtlichen Depoſitorien 
und bei den Gerichtsbehörden im Bezirk des Appellationsgerichts in Frankfurt 
am Main in Verwahrung, ſowie bei den Gerichtsbehörden im Geltungsbereich 
der Verordnung vom 2. Januar 1849 in vorläufiger Verwahrung (Aſſervation) 
befindlichen Werthpapiere ($. 1 Nr. 2, 3) und Koſtbarkeiten ſind an die Hinter⸗ 
legungsſtellen abzugeben. 

Mr. 8636.) 39 
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Daſſelbe gilt von den bei den Hauptkaſſen der Regierungen der Rhein: 
provinz und der Regierung in Wiesbaden in Gemäßheit des Geſetzes vom 
19. Juli 1875 hinterlegten Werthpapieren und Koſtbarkeiten, ſoweit dieſe Kaſſen 
nicht zur Kaſſe einer 0 sſtelle beſtimmt werden. s 

Auf die im Abſatz 1 as ken Werthpapiere und Koſtbarkeiten, ſoweit 
fie nicht bei der Hauptdepoſitenkaſſe in Caſſel ſich in Verwahrung befinden, findet 
die Vorſchrift des §. 95 Abſ. 2 entſprechende Anwendung. 


$. 98. 


Die bei der kommunalſtändiſchen Sparkaſſe in Wiesbaden und bei dem 
ſtädtiſchen Rechneiamt in Frankfurt am Main hinterlegten Gelder, Werthpapiere 
(F. 1 Nr. 2, 3) und Koſtbarkeiten können auf Antrag der Betheiligten an die 
Hinterlegungsſtellen abgegeben werden. 
keit Die Gefahr der Ueberſendung an die Hinterlegungsſtelle tragen die Be⸗ 
eiligten. a 

Auf die Hinterlegungen kommen die Vorſchriften dieſes Geſetzes mit dem 
Zeitpunkte zur Anwendung, zu welchem die Gegenſtände bei der 1288 5775 ungs⸗ 
ſtelle eingehen. Bis zum Eingang iſt, ſoweit die Herausgabe 1 0 en bisherigen 
Vorſchriſten nur er gerichtliche Verfügung erfolgt, für die Verfügung das 
Amtsgericht zuſtändig, auf welches die Angele enheit übergegangen iſt, oder in 
Ermangelung eines De Amtsgerichts das Amtsgericht des Orts, an welchem 
das bisher mit derſelben befaßt geweſene Gericht ſeinen Sitz hatte. 


$. 99. 


Das Gericht hat für jede an die Hinterle ge geil nene Maſſe 
eine den Vorſchriften des F. 14 Abſ. 2, 3, des $. 40 oder des F. 49 entſprechende 
Erklärung aufzustellen. Ein der Auszahlung oder Herausgabe nach $. 24 ent: 
gegenſtehendes Hinderniß iſt in der Erklärung anzugeben. 

Dient das Depoſitorium eines Gerichts Anna als Depoſitorium eines 
anderen Gerichts, ſo iſt für die Maſſen, deren Annahme zur Hinterle ung auf 
Verfügung des anderen Gerichts ſtattgefunden hat, von dieſem die Erklärun 
fle und nebſt einer Abſchrift dem das Depoſitorium verwaltenden Gericht 
zu überſenden. ; 

de die ang Koſtbarkeiten, deren Abſchätzung ftattgefunden hat, 
ſo iſt das Gutachten über die Abſchätzung in die Erklärung aufzunehmen oder 
derſelben in Urſchrift oder in Abſchrift beizufügen. 


$. 100. 


Die Erklärungen find nebſt einer Abſchrift der Formel der Entfcheidung 
oder Anordnung, durch welche der 1 1 ur Hinterlegung für berechtigt 
oder verpflichtet erklärt übe gleichzeitig mit der Abſendung der Gegenſtände der 
Hinterlegungsſtelle zu überſenden. 5 Abſchrift der Erklärung iſt den Be⸗ 
theiligten zu ertheilen. 


3 
K. 101. 


ft nach Abgabe der Maſſe an die Hinterle ungsſtelle die Nene 
oder re an den Sai nach Maßgabe des Inhalts der Erklärung 
bewirkt, ſo kann bei einer Verſchiedenheit zwiſchen dem Inhalt der Erklärung 
und dem Inhalt der Gerichtsakten die Staatskaſſe von einem beſſer zum Em⸗ 
ene nicht aus dem Grunde in Anſpruch genommen werden, weil 
ie Weiſung 1 Auszahlung oder Herausgabe nicht nach Maßgabe des Inhalts 
der Gerichtsakten ertheilt iſt. 


F. 102. 


Hat im Geltungsbereich des Allgemeinen Landrechts oder des gemeinen 
Rechts ein Schuldner vor dem Inkrafttreten dieſes Geſetzes Geld, Werkhpapiere 
(F 1 Nr. 2, 3) oder Koſtbarkeiten hinterlegt, um von ſeiner Verbindlichkeit ſich 
zu befreien, ſo beſtimmt ſich die Berechtigung des Schuldners zur Zurücknahme 
nach den bisherigen Vorſchriften. 

Zur Auszahlung oder n an den Schuldner bedarf es einer ge⸗ 
richtlichen Entſcheidung oder nordnung. 

Für die Anordnung 5 wenn die Angelegenheit zu der ſtreitigen Gerichts⸗ 
barkeit nicht gehört, das Amtsgericht zuſtändig, auf welches die ngelegenheit 
übergegangen iſt, oder, in Ermangelung eines ſolchen Amtsgerichts, das mts⸗ 

ericht des Orts, an welchem das bisher mit derſelben befaßt geweſene Gericht 
einen Sitz hatte. 
$. 103. 


Im Bezirk des A ie ee in Caſſel, im Bezirk des Appellations⸗ 
erichts in Celle mit Ausſchluß der Gebietstheile, in welchen die Preußiſche 
oſitalordnung vom 15. September 1783 gilt, und in dem Bezirk des Kreis- 
ee in Ratzeburg iſt, wenn die Hinterlegung vor dem Inkrafttreten dieſes 
efeges erfolgt iſt, dem Antrage auf Auszahlung oder Herausgabe der Hinter⸗ 
Sung er e oder ein rechtskräftiges Urtheil, durch welches der 
chein für kraftlos erklärt worden iſt, oder eine gerichtliche Entſcheidung oder 
Anordnung, nach welcher die Auszahlung oder Serauägahe von der Zurück⸗ 
lieferung und Kraftloserklärung des Scheins nicht abhängig dr machen iſt, bei- 
2 Auf die Anordnung findet die Vorſchrift des . 10 bſ. 3 entſprechende 
nwendung. 


F. 104. 


Die in Verwahrung der aufgehobenen Gerichte befindlichen letztwilligen 
Verfügungen find an die Amtsgerichte abzugeben. 

Sind in dem Bezirk des mit der Verwahrung bisher befaßt geweſenen 
Gerichts mehrere Amtsgerichte errichtet, ſo kann der Teſtator unter den mehreren 
Amtsgerichten das Amtsgericht bezeichnen, an welches die letztwillige Verfügung 
abgegeben werden ſoll. Die Bezeichnung muß vor dem Inkrafttreten dieſes Ge 
\ es in einem ſchriftlichen oder zu gerichtlichem Protokoll erklärten Geſuch er⸗ 
olgen. 

(Nr. 8636.) 
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In Ermangelung eines ſolchen Geſuchs geſchieht die Abgabe an das Amts⸗ 
Dr des Orts, an welchem das mit der Verwahrung bisher befaßt geweſene 
ericht ſeinen Sitz hatte. 


$. 105. 


Die in Verwahrung der bisherigen Gerichte befindlichen Werthpapiere auf 
Namen, auf welche die Zahlung nicht jedem Inhaber geleiſtet werden kann, ſind 
an die Amtsgerichte abzugeben. 


$. 106. 


Auf die Maſſen, welche von den bisherigen e an die auf 
Grund dieſes Geſetzes errichteten Hinterlegungsſtellen angegeben werden, finden 
die Vorſchriften über die Einftellung der Verzinſung und das Aufgebot mit der 
Maßgabe Anwendung: 

1) daß die in den $$. 53, 64 beſtimmten Friſten mit dem Tage des In⸗ 

krafttretens dieſes Geſetzes beginnen; 

2) daß an Stelle der im $. 61 Nr. 1 bezeichneten Erklärung die Urſchrift 

oder eine Abſchrift der der Hinterlegungsſtelle bei Abgabe der Maſſe 
an dieſelbe eingeſandten Erklärung tritt. 


$. 107. 


Im Bezirk des Appellationsgerichts in Caſſel kommen die nachſtehenden 
Beſtimmungen zur Anwendung: f 

Iſt auf Grund der bisherigen Vorſchriften die Verzinſung hinterlegten 
Geldes vor dem Inkrafttreten dieſes Geſetzes eingeſtellt, I tritt die eh 
nur nach Maßgabe der Beſtimmungen der $$. 55, 56 wieder ein. Die im $. 5 
beſtimmte Friſt beginnt mit dem Tage, an welchem die Einſtellung der Verzin⸗ 
ſung ſtattgefunden hat. 5 

Die Verzinſung der von der Civilwittwen⸗ und Waiſenanſtalt, der Civil⸗ 
wittwen⸗ und Waifengefell haft und der Militärwittwenkaſſe an die Haupt 
depoſitenkaſſe in Caſſel zurückgezahlten Depoſitengelder wird mit dem Inkrafttreten 
dieſes Geſetzes 0 .. In Anſcheng dieſer Gelder beginnt die im $. 58 be⸗ 
ſtimmte Friſt mit dem Tage, an welchem die Ablieferung zur zinsfreien Benutzung 
an eine jener Wittwenkaſſen u age hat. 

Für das Aufgebot von Geld, en nach den bisherigen N 
nicht e wird, weil deſſen Betrag die Summe von dreißig Mark nicht 
erreicht, beginnt die im $. 64 beſtimmte Friſt mit dem Tage, an welchem die 
Hinterlegung bewirkt iſt. 

In den Fällen der Abſ. 3, 4 iſt der Antrag auf u des Aufgebots vor 
Ablauf eines Jahres, vom Tage des Inkrafttretens dieſes Geſetzes an gerechnet, 
nicht zuläſſig. 

$. 108. 


Die im F. 391 des Anhangs zur en 1 vorgeſchriebene 
öffentliche Bekanntmachung und die Ablieferung von Depoſitalmaſſen an die 
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Jiulſſtizofftztanten⸗Wittwenkaſſe finden nicht mehr ſtatt. Die Vorfchriften des $. 108 
t ene g treten außer Kraft. 
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6. 109. 


| Die nach den Vorſchriften des $. 99 den bisherigen Gerichten zugewieſenen 
Geſchäfte ſind vor dem Inkrafttreten dieſes . u erledigen. 

| Durch Anordnung des Finanzminiſters und des Fuſttzminiſers kann beſtimmt 
werden, inwieweit die Vorſchriften des §. 95 Abf. 1, 2 und der $$. 97, 100 
vor dem Inkrafttreten dieſes Geſetzes zur Ausführung zu bringen ſind. In 
Anſehung der Ausführung des Ad Abſ. 1 und des F. 105 iſt der Juſtiz⸗ 
miniſter zum Erlaß einer ſolchen Anordnung ermächtigt. b 


$. 110. 


Dieſes Geſetz tritt, unbeſchadet der Vorſchriften des $. 104 Abſ. 2 und des 
§. 109 Ae mit dem Deutſchen Gerichtsverfaſſungsgeſetz in Kraft. 
it der Ausführung deſſelben werden der Finanzminiſter und der Juſtiz⸗ 
miniſter beauftragt. 
Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 
Gegeben Berlin, den 14. März 1879. 


(J. S.) Wilhelm. 


Gr. zu Stolberg. Leonhardt. Falk. v. Kameke. Friedenthal. 
v. Bülow. Hofmann. Gr. zu Eulenburg. Maybach. Hobrecht. 
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(Nr, 8636.) 


u > 
Bekanntmachung. 


Nach Vorſchrift des Geſetzes vom 10. April 1872 (Geſetz-Samml. S. 357) 
ſind bekannt gemacht: 


J) der Allerhöchſte Erlaß vom 3. März 1879, betreffend die Genehmigun 
mehrerer Abänderungen des revidirten Statuts der Frankfurter Bank, en 
das Amtsblatt für den Stadtkreis Frankfurt a. M. Nr. 17 S. 95/96, us 
gegeben den 3. April 1879; 


2) der Allerhöchſte Erlaß vom 3. März 1879, betreffend die Verleihung des 
W an den Kreis Pleß bezüglich der zum Bau der 917 ee 
von Pleß nach der Landesgrenze bei a bene erforderlichen Grundſtücke, 
baz des Rechts zur Erhebung eines Chauſſeegeldes auf dieſer 3 

urch das Amtsblatt der Königl. Regierung zu Oppeln Nr. 14 S. 97, 
ausgegeben den 4. April 1879; 


3) das ee Privilegium vom 3. März 1879 wegen Ausgabe auf 
den Inhaber lautender Obligationen über eine Anleihe der Stadt Düren 
von 400 000 Mark durch das Amtsblatt der Königl. Regierung zu 
Aachen Nr. 17 S. 123 bis 125, ausgegeben den 17. April 1879; 


4) der Allerhöchſte Erlaß vom 5. März 1879, betreffend die Genehmi 
ur Ausdehnung der Wirkſamkeit der provinzialſtändiſchen Bran Ba 
cherung nftalt der Provinz Schleswig⸗Holſtein auf den Kreis Herzog⸗ 
thum Lauenburg, durch das Amtsblatt der i Regierung zu Schles⸗ 
wig Nr. 13 S. 93, ausgegeben den 29. März 1879. 


Redigirt im Büreau des Staats⸗Miniſteriums. | 
Berlin, gedruckt in der vormaligen Geheimen Ober⸗Hofbuchdruckerei (unter Reichsverwaltung). 


